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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

UNO Organisation der Vereinten Nationen

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

NDG Nachrichtendienstgesetz

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

FZA Personenfreizligigkeitsabkommen

SIS Schengener Informationssystem

DNA Desoxyribonukleinséure (engl.: deoxyribonucleic acid)

NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Préavention)

eu-LISA Europaische Agentur fir das Betriebsmanagement von IT-Grof3systemen
im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

DFJP Département fédéral de justice et police

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

ONU Organisation des Nations unies

CDI Convention de double imposition

LRens Loi sur le renseignement

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

ALCP Accord de libre circulation des personnes

SIS Systeme d'information Schengen

ADN Acide désoxyribonucléique

SNPC Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

eu-LISA Agence européenne pour la gestion opérationnelle des systemes

d'information a grande échelle au sein de I'espace de liberté, de sécurité
et de justice
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Le Conseil fédéral a présenté son concept global de protection et de défense du
cyberespace civil et militaire, dans son rapport sur I'organisation de la Confédération
pour la mise en ceuvre de la stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques. Une organisation supradépartementale a été privilégiée pour assumer les
tdches de cybersécurité, de cyberdéfense et pour la poursuite pénale de la
cybercriminalité. Le soutien de I'armée lors de cyberincidents et le déroulement de ses
interventions doit encore étre défini avec les autorités civiles. Pour assurer la mise en
ceuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
(SNPC) 2018-2022, les ressources financiéres ont été augmentées et une soixantaine de
postes de travail supplémentaires ont été créés. Enfin, en comparaison internationale,
la Suisse posséde des structures dans le domaine de la cybersécurité similaires a celles
de plusieurs autres pays. Aucun des pays étudiés, a savoir I'Allemagne, la Finlande, la
France, Israél, I'ltalie et les Pays-Bas, ne posséde une organisation unique pour la
réalisation des travaux liés aux cyberrisques et n'a confié a son armée la responsabilité
d'assurer la protection contre ce type de danger. '

Rechtshilfe

Im Berichtsjahr sollten sich die Weichen flr die kinftigen Mafiosi-Prozesse in der
Schweiz stellen. Der Ausgang des 2002 aufgenommenen Verfahrens ,Quatur® sollte
entscheiden, ob die Schweiz weiterhin solche Prozesse flhren oder nur noch
Rechtshilfe an Nachbarlander leisten wirde. Die bestehende Regelung im
Strafgesetzbuch betreffend die Beweisanforderungen legt sehr hohe Hurden fur die
Uberfiihrung einer kriminellen Organisation. So muss u.a. bewiesen werden, dass die
Organisation Uber eine Hierarchie und weitere mafiatypische Elemente verflgt.
Gefordert wurde daher die EinfUhrung einer neuen Strafnorm, die es durch
Herabsetzung der Anforderungen erlauben wirde, auch eine kriminelle Vereinigung
oder nur eine Bande strafrechtlich zu verfolgen. Die Mafia und deren Vordringen in die
Schweiz waren wiederholt Gegenstand der Medienberichterstattung. So wurden im
Berichtsjahr je eine Mafia-Zelle im Thurgau und in Schaffhausen aufgedeckt. Im Fall von
Thurgau wurde auch deutlich, dass die Rechtshilfe an Italien der Bekdmpfung dieser
Kriminalitat nicht immer férderlich ist. ?

Strafrecht

Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Morniroli (lega, TI) (Po. 94.3076), das die
Ubertragung des Strafvollzugs an Private anregt; praktische Erfahrungen mit diesem
System haben bisher v.a. die USA und Australien gemacht. Er stimmte im weiteren auch
der vom Standerat in der Frihjahrssession verabschiedeten Motion Schmid (cvp, Al) flr
eine Verbesserung der Aussagekraft der Kriminalstatistik, namentlich im Hinblick auf
den Anteil auslandischer Straftater, zu. 3

Die im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung im Paket Justizreform vom
Bundesrat beantragte Kompetenz zur Vereinheitlichung der kantonalen
Strafprozessordnungen wurde vom Parlament gutgeheissen. Widerstand gab es nur von
den Liberalen Leuba (VD) und Sandoz (VD), welche das Projekt aus grundsatzlich
foderalistischen Grinden bekampften. Die Vorlage konnte allerdings im Berichtsjahr
infolge von Differenzen zwischen den beiden Réaten zu anderen Reformteilen noch
nicht verabschiedet werden. Die in den Vorjahren eingereichten und akzeptierten
Standesinitiativen verschiedener Kantone flr diese Vereinheitlichung konnten als erfullt
abgeschreiben werden (95.301 / 95.302 / 95.304 / 95.305 / 95.307 / 96.300 / 96.315).
Die praktische Umsetzung dieser Vereinheitlichung wird freilich noch einige Zeit
dauern. Der Fahrplan des EJPD sieht eine Vernehmlassung frihestens im Jahr 2000 und
die Inkraftsetzung nicht vor 2005 vor. Eine Expertenkommission prasentierte zu
Jahresbeginn einen ersten Grundlagenbericht flr ein kinftiges Strafprozessgesetz.
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Dabei fassten die Wissenschafter einige Grundsatzentscheide. So sprach sich eine
Mehrheit daflr aus, die Strafuntersuchung nicht durch den Staatsanwalt, sondern
durch einen unabhangigen Untersuchungsrichter leiten zu lassen. Diese Regelung gilt
heute in allen Kantonen ausser Basel-Stadt und Tessin. Auf in einigen anderen Staaten
praktizierte Neuerungen wie etwa das «plea bargaining», d.h. das Aushandeln von
Schuldanerkennung und Strafmass (USA), oder eine Kronzeugenregelung (Italien) soll
nach Meinung der Experten verzichtet werden. *

Mit einer von Parteikollegen, aber auch vielen Vertretern der SVP und der LP sowie
einigen Freisinnigen und Christlichdemokraten unterzeichneten parlamentarischen
Initiative verlangte Nationalrat Scherrer (fp, BE) die Schaffung von gesetzlichen
Grundlagen fur die Einrichtung von Schnellgerichten fiir die rasche Aburteilung von
Kleindelinquenten wie Ladendiebe, Schwarzfahrer, Sprayer etc. Er berief sich dabei auf
Erfahrungen in den USA (namentlich New York), wo sich solche Einrichtungen als
effizientes Mittel zur Bekémpfung derartiger Delikte erwiesen hatten. Auf Antrag seiner
Kommission flr Rechtsfragen, welche primar damit argumentiert hatte, dass die
Prozessordnung vorlaufig noch in den Kompetenzbereich der Kantone falle, lehnte der
Rat den Vorstoss mit deutlichem Mehr ab. °

Um die grenzlberschreitende Kriminalitdt besser bekdmpfen zu kénnen, schlug der
Bundesrat den Beitritt zum Priimer Vertrag vor. Ziel dieser 2005 im deutschen Prim
zwischen elf EU-Mitgliedstaaten und Norwegen beschlossenen Zusammenarbeit ist der
effiziente Austausch von Daten wie DNA-Profilen, Fingerabdriicken sowie Fahrzeug-
und Fahrzeughalterdaten zwischen den Prum-Staaten. Bis Dezember 2014 lief das
Konsultationsverfahren bei den Kantonen und den Aussenpolitischen Kommissionen. ©

Innere Sicherheit

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fiir ein Gesetz iliber den
Einsatz von verdeckten Ermittlern bei der Polizei gab bei den Kantonen und den
blrgerlichen Parteien zu wenig Kritik Anlass. Die SP und der Schweizerische
Anwaltsverband lehnten das neue Gesetz hingegen ab; erstere, weil die Verfassung dem
Bund keine entsprechenden Kompetenzen einrdume, letzterer, weil die Arbeit von
verdeckten Ermittlern gegen rechtsstaatliche Prinzipien verstossen wurde. Trotz dieser
grundséatzlichen Kritik beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
entsprechenden Vorlage. Als zusatzliche Massnahme vor allem im Kampf gegen das
organisierte Verbrechen forderte Bundesanwaltin Del Ponte wiederholt die Einflhrung
einer Kronzeugenregelung nach italienischem oder deutschem Vorbild, welche
aussagewilligen Delinquenten Strafmilderung oder -verschonung zusichert. ’

Trotz der Skepsis des Bundesrates stimmte der Nationalrat dem Beschluss Uber die
Einsetzung einer Kommission zur Untersuchung der Beziehungen von schweizerischen
Personen und Unternehmen zur Staatssicherheitspolizei (Stasi) der ehemaligen
Deutschen Demokratischen Republik zu. Er Uberwies in diesem Zusammenhang auch
eine Motion seiner Rechtskommission, welche den Bundesrat ersucht, die notigen
diplomatischen Schritte zu unternehmen, damit schweizerische Forscher Zugang zu
den sich in Deutschland, Russland und den USA befindlichen Quellen erhalten. Der
Bundesrat gab bekannt, dass entsprechende Zusicherungen aus Deutschland (Gauck-
Behorde) vorliegen wirden, fir die beiden anderen Staaten aber kaum erhéltlich
seien. ®

Ende April unterzeichnete Justizminister Koller ggmeinsam mit seinen Amtskollegen aus
Deutschland, Osterreich und Liechtenstein bilaterale Abkommen (ber die
grenziiberschreitende Polizeiarbeit. Damit wurde die bereits bisher praktizierte
Zusammenarbeit auf eine einwandfreie rechtliche Grundlage gestellt. Geregelt wird
dabei insbesondere die gegenseitige Hilfe bei Grossereignissen und Katastrophen, aber
auch die grenziberschreitende Observierung, Verfolgung und Festnahme von
Tatverdachtigen sowie der Informationsaustausch. Das Parlament hiess Vertrage mit
Italien und Frankreich Uber die polizeiliche Zusammenarbeit gut. Diese sehen eine
ahnliche Kooperation wie mit den nérdlichen und 6stlichen Nachbarstaaten vor, das
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Schwergewicht liegt aber auf der Zusammenarbeit bei der Bewaltigung des
Fluchtlingsproblems. ?

Nach den Attentaten vom 11. September in den USA beteiligte sich die Schweiz an den
weltweiten Versuchen, die logistischen und organisatorischen Netzwerke der
Terroristen aufzudecken und zu zerschlagen. Erste Abklarungen ergaben, dass
bedeutsame Verbindungen zur Schweiz und namentlich dem schweizerischen
Finanzplatz mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht bestanden hatten. Konten von
Organisationen, welche den US-Behorden verdachtig erschienen, wurden von der
Bundesanwaltschaft gesperrt, und eine im Tessin angesiedelte islamische
Finanzgesellschaft wurde polizeilich durchsucht. Obwohl sich von der fur die Anschlage
in den USA verantwortlich gemachten islamischen Organisation Al-Quaida in der
Schweiz keine Spuren finden liessen, wurde sie und eventuelle Nachfolgeorganisationen
sowie Unterstitzungsaktionen zu ihren Gunsten vom Bundesrat verboten.
Interpellationen von Standerat Flnfschilling (fdp, BL) sowie der FDP-Fraktion im
Nationalrat gaben dem Bundesrat Gelegenheit, sein Konzept und die bestehenden und
geplanten Vorkehrungen zu einer wirksamen Bekampfung des internationalen
Terrorismus darzulegen. Eine umfassende Lagebeurteilung kiindigte er fur das Fruhjahr
2002 an. Eine Motion Merz (fdp, AR) flr einen Ausbau des Instrumentariums der
Staatsschutzorgane namentlich im Bereich der Nutzung von elektronischen
Datenbanken und Informationssystemen bei gleichzeitiger Verstarkung der
parlamentarischen Aufsicht Uberwies die kleine Kammer in Postulatsform. Die CVP
reichte ihrerseits Motionen fir mehr Uberwachungskompetenzen und eine Lockerung
der Datenschutzbestimmungen fur den Nachrichtendienst ein. ™

Im Sommer beantragte der Bundesrat dem Parlament die Genehmigung von zwei
internationalen Ubereinkommen zur Bekampfung der Finanzierung des Terrorismus
resp. von terroristischen Bombenanschlagen sowie eine Reihe von dazu gehdrenden
Gesetzesanpassungen. Die beiden Ubereinkommen sind Teil von insgesamt zwolf
Ubereinkommen und Zusatzprotokollen zur Terrorbekdmpfung, welche die UNO nach
den Terrorattacken in den USA vom 11. September 2001 verabschiedet hat. Die anderen
zehn hatte die Schweiz bereits ratifiziert; sie erforderten keine Anpassung
schweizerischer Gesetze. Die beiden letzten Ubereinkommen verlangten hingegen die
Aufnahme eines spezifischen Tatbestandes des Terrorismus in das Strafrecht. Damit
wlrde es moglich, Terroranschlage strenger zu bestrafen als anders motivierte Taten
mit dhnlicher Schadenswirkung (Sachbeschadigung, Kérperverletzung). Definiert wird
Terrorismus in der Botschaft des Bundesrates als Tat, bei welcher es darum geht,
Bevolkerungsgruppen einzuschuchtern oder Staaten und internationale Organisationen
zu notigen. Explizit mit einer eigenen Strafnorm soll auch die finanzielle Unterstutzung
(d.h. vorséatzliches Sammeln oder Zurverflgungstellen von Vermdgenswerten) solcher
Aktivitaten bestraft werden. Beide Delikte sollen in der Schweiz von den
Bundesbehorden verfolgt und beurteilt werden. Strafrechtsexperten kritisierten die
Vorlage als Uberflissig, da die bestehenden Rechtsgrundlagen fur die
Terrorismusbekédmpfung ausreichen wirden, und bezeichneten sie in Bezug auf die
verwendete Terrorismusdefinition als problematisch.

In der Rechtskommission des Nationalrats fand diese Kritik Bertcksichtigung. Sie
beschloss, das Geschéft nicht, wie vom EJPD gewlinscht, als dringlich zu behandeln und
es vom Plenum gleichzeitig mit dem Sténderat in der Herbstsession beraten zu lassen,
sondern vorgangig noch Experten anzuhéren. Der Standerat, welcher in der
Herbstsession die Vorlage als Erstrat behandelte, unterstitzte zwar eine
Unterzeichnung der Ubereinkommen, lehnte aber die Vorgehensweise seiner
vorberatenden Kommission ab. Diese hatte, nicht zuletzt um die Schweiz vor
unberechtigten ~ Vorwarfen  zu  schitzen, ihr  Finanzplatz sei an  der
Terrorismusfinanzierung beteiligt, zuerst die Ubereinkommen ratifizieren wollen, um
erst dann die nétigen gesetzlichen Anpassungen vorzunehmen. Auf Antrag Schiesser
(fdp, GL) wies der Rat die Vorlage an die Kommission zurlick mit der Auflage, die
Ubereinkommen und die Strafgesetzinderungen gleichzeitig zur Beratung vorzulegen.
Der CVP-Vertreter Schmid (Al) wies zudem darauf hin, dass bei der Schaffung einer
speziellen Terrorismusstrafnorm grundsatzliche Probleme entstehen kénnen. Wenn
man sich an die vom Bundesrat in der Botschaft verwendete Terrorismusdefinition
halte, mussten im Prinzip auch Angehodrige von Unabhéngigkeitsbewegungen und
Widerstandsorganisationen in Diktaturen zu Terroristen erklart werden (in den Worten
von Schmid: ,Was dem einen sein Freiheitskampfer, ist dem anderen sein Terrorist™). "

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.09.2006
HANS HIRTER

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.09.2013
NADJA ACKERMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

Nach den Terroranschlégen in den USA vom 11.9.2001 hatte der Bundesrat mit den USA
eine Zusammenarbeit bei der Bekampfung des Terrorismus und seiner Finanzierung
vereinbart (so genanntes Operative Working Arrangement, OWA). Am 12. Juli des
Berichtsjahres schloss die Schweiz mit den USA ein Abkommen Uber die polizeiliche
Zusammenarbeit in diesem Bereich ab, und der Bundesrat beantragte dem Parlament
dessen Genehmigung. Dieses ersetzt das OWA und ergénzt den Staatsvertrag Uber die
gegenseitige Rechtshilfe aus dem Jahre 1973,

Das Parlament hiess das im Vorjahr von der Landesregierung mit den USA
abgeschlossene Ubereinkommen Uber eine Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung des
Terrorismus und seiner Finanzierung gut. Im Nationalrat, der das Geschaft zuerst
behandelte, hatten die Grinen einen Nichteintretensantrag gestellt. Da die USA bei der
Bekampfung des Terrorismus die Menschenrechte nicht einhalten und in Gefangnissen
wie Guantanomo die Folter einsetzen wirden, dirfe die Schweiz in diesem Bereich
nicht mit diesem Staat zusammenarbeiten. Die Fraktionssprecherin der SP bekundete
fur diese Argumente der Grlinen grosses Verstandnis. Sie beantragte, auf das
Abkommen, gegen das man materiell an sich nichts einzuwenden habe, zwar
einzutreten, die Beratungen aber zu sistieren, bis die USA den Nachweis erbracht
haben, dass sie ihre Politik geadndert haben und alle rechtsstaatlichen und
menschenrechtlichen Vorgaben erfillen. Der grine Nichteintretensantrag wurde mit
146 zu 26 und der sozialdemokratische Sistierungsantrag mit 111 zu 60 Stimmen
abgelehnt. Der Nationalrat nahm das Ubereinkommen anschliessend gegen die Stimmen
der Linken an. Auch im Stinderat, der in der Schlussabstimmung das Ubereinkommen
mit 33 zu 3 Stimmen bei 6 Enthaltungen verabschiedete, dusserten Bonhote (sp, NE)
und Marty (fdp, TI) Kritik an den Ermittlungsmethoden der USA. *

Die Debatte um den US-Abhdrskandal erhielt erneut Aufwind, als das deutsche
Nachrichtenmagazin Spiegel enthillte, dass eine gemeinsame Einheit der CIA und NSA
unter dem Dach der amerikanischen UNO-Mission in Genf gezielt Abhoraktionen
durchgefuhrt hatte. Diverse Politiker forderten eine Protestnote an die US-Botschaft.
Das EDA wollte jedoch keine Retorsionsmassnahmen ergreifen und der Bundesrat
betonte, dass kein direkter Datenaustausch zwischen dem Nachrichtendienst des
Bundes (NDB) und der NSA stattfdnde. Die Bundesanwaltschaft eréffnete ihrerseits mit
der Genehmigung des Bundesrates ein Strafverfahren gegen Unbekannt. Gleich zu
Beginn démpfte Bundesanwalt Lauber jedoch die Erwartungen: Aus solchen
Ermittlungen Erkenntnisse zu gewinnen, sei schwierig, weil sich Staaten in politischen
Delikten generell keine Rechtshilfe leisteten. Durch diese Enthlllungen wurde einer
bisher kaum beachteten Bestimmung im Entwurf des Nachrichtendienstgesetzes
erstmals Aufmerksamkeit geschenkt: Laut dem Gesetzesentwurf soll der Austausch mit
ausléndischen Geheimdiensten ohne Zustimmung des Bundesrates moglich werden
(Art. 10 NDG).

Ein Gesetz soll prazisieren, wann Schweizer Behdrden einem Unternehmen die
Bewilligung erteilen durfen, mit auslandischen Behdrden auch ausserhalb der Amtshilfe
zu kooperieren. In diesem Sinne hatte der Bundesrat in Erflillung einer Motion der FDP
und in Reaktion auf den Bericht der Geschaftsprifungskommissionen der
Eidgendssischen Rate vom 30. Mai 2010 betreffend ,Die Behérden unter dem Druck der
Finanzkrise und der Herausgabe von UBS-Kundendaten an die USA™ 2012 den Entwurf
fir ein Bundesgesetz Uber die Zusammenarbeit mit auslandischen Behérden und Uber
den Schutz der schweizerischen Souveranitat (ZSSG) in die Vernehmlassung gegeben.
Nach dem Prézedenzfall des 2013 verstorbenen Rohstoffhandlers Marc Rich, erhielt das
Vorhaben den Spitznamen Lex Marc Rich. Das Gesetz soll insbesondere jene
Zusammenarbeit regeln, fir die spezialgesetzliche oder staatsvertragliche
Bestimmungen fehlen. Weiter sind Massnahmen zum Schutz der Schweizer Souveranitat
vorgesehen. Dazu gehdéren unter anderem die Blockierung des Zugangs zu
elektronischen Datentragern oder die Unterstellung von Geschéftstatigkeiten eines
Unternehmens unter eine besondere staatliche Aufsicht. Bei der Vernehmlassung
wurde deutlich, dass die Bewertung des Vorhabens stark vom Steuerstreit mit den USA
beeinflusst und der Entwurf als Abwehrdispositiv gegen die USA wahrgenommen wurde.
Trotz der Kritik will der Bundesrat an seinem Vorhaben festhalten und dem Parlament
2014 einen (berarbeiteten Gesetzesentwurf vorlegen. ™
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Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehérden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, Tl) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen Uber die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenziberschreitenden
Kriminalitat verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und Uberwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat.

In Erfullung eines Postulats Romano (cvp, Tl) verdffentlichte der Bundesrat im April 2015
im Vorfeld der Weltausstellung in Mailand einen kurzen Bericht mit einer Ubersicht
liber die Sicherheitslage, das Sicherheitsdispositiv und die diesbeziigliche
Koordination mit den italienischen Behdérden. Der Bundesrat kam darin zum Schluss,
dass die Expo 2015 aufgrund der verflgbaren Erkenntnisse keine ausserordentliche
Lage bewirke. Das Postulat wurde daraufhin im Sommer 2016 vom Nationalrat
abgeschrieben. ”

Der Kanton Tessin forderte mit einer im September 2015 eingereichten
Standesinitiative (Kt.lv. 15.320), dass von EU-Biirgerinnen und -Biirgern, die eine
Aufenthaltsbewilligung fiir die Schweiz beantragen, ein Strafregisterauszug
eingefordert werden kann. Die Schweiz soll in solchen Fallen wieder systematisch und
von Amtes wegen sowie ohne nahere Begrundung Informationen Uber allfallige
Vorstrafen beim Herkunftsland oder bei Drittstaaten einholen dirfen. Mit einer
zweiten, gleichzeitig eingereichten Standesinitiative (Kt.lv. 15.321) wollte der Grosse Rat
des Kantons Tessin darlber hinaus sicherstellen, dass in diesem Rahmen auch Uber
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer diskutiert wird. Anhand schwerer
Straftaten, argumentierte der Tessiner Grosse Rat, zeige sich die Gefahrdung der
offentlichen Sicherheit, die von der Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne
Uberpriifung der antragstellenden Person - und damit letztlich von den bilateralen
Personenfreizligigkeitsabkommen - ausgehe. Im Gegensatz zu Grenzgangerinnen und
Grenzgéangern, die immerhin bei der Behdrde um eine Bewilligung ersuchen missten,
kémen entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zudem véllig unkontrolliert
nach einer einfachen Online-Anmeldung in die Schweiz.

Mit Stichentscheid des Prasidenten gab die SPK-SR im November 2016 beiden
Initiativen Folge. Obgleich sie sich bewusst sei, dass die Forderungen des Kantons
Tessin im Lichte des Freizligigkeitsabkommens mit der EU (FZA) problematisch sein
kénnten, solle geprift werden, ob mit der EU bezlglich des systematischen Einholens
von Strafregisterauszligen verhandelt werden kénne oder ob die Schweiz bzw. einzelne
Kantone diesbezlglich autonom vorgehen kénnten. Die Minderheit lehnte die Initiativen
ab, weil sie das FZA sowie die Beziehungen zur EU und zu ltalien verletzten, ohne den
erwinschten Erfolg zu bringen. ™

Mitte Januar 2017 war auch die SPK-NR mit 13 zu 11 Stimmen mehrheitlich der Ansicht,
die Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne vorgangige Uberprifung des
Strafregisters der antragsstellenden Person stelle eine potenzielle Gefahr fur die
offentliche Sicherheit in der Schweiz dar. Sie gab damit den beiden Tessiner
Standesinitiativen Folge, die es ermdglichen wollen, systematisch Strafregisterausziige
von allen zuziehenden EU-Biirgerinnen und -Biirgern einzuholen. Wahrend die
Minderheit zu bedenken gab, eine solche systematische Uberpriifung werde vom FZA
ausgeschlossen und belastete dadurch die Beziehungen zu lItalien und zur EU,
argumentierte die Mehrheit, das FZA kénne und durfe die Schweiz nicht an der
Wahrung ihrer 6ffentlichen Sicherheit hindern. "
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

En mai 2012 et en juillet 2016, le Conseil fédéral publiait deux messages concernant la
reprise du réglement (UE) n°1077/2011 portant création de I'agence européenne «eu-
LISA», pour une gestion opérationnelle des systémes d’information & grande échelle au
sein de I'espace de liberté, de sécurité et de justice (développement de I'acquis de
Schengen et de I'acquis «Dublin/Eurodac»). Dans un tel contexte, la Suisse et les Etats
associés a Schengen et Dublin - soit la Norvége, I'lslande et le Liechtenstein - ont
conclu, avec I'Union européenne, un arrangement réglant les modalités de leur
participation a I'eu-LISA. Soumis a I'approbation du Parlement fédéral, I'arrangement
en question a été approuvé a 'unanimité (33 voix lors du vote sur I'ensemble) par le
Conseil des Etats au mois de juin 2019. 2°

In der Herbstsession 2019 gelangte das Geschaft zur Genehmigung der Beteiligung an
der Europdischen Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-Grosssystemen in den
Nationalrat. Die EU-Lisa ist fur den Betrieb und die Weiterentwicklung zahlreicher
zentraler Systeme des Schengenraums verantwortlich. Dazu gehéren unter anderem das
SIS, das Visa-Informationssysstem, die Fingerabdruck-Datenbank Eurodac und das Ein-
und Ausreisesystem (EES). Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), der Sprecher der APK-NR,
wies darauf hin, dass die Schweiz seit 2012 als Beobachterin der Agentur an samtlichen
Projekten der EU-Lisa beteiligt sei und das Parlament der EU-Verordnung zur
Errichtung der Agentur bereits zugestimmt habe. Gemaéass der vorliegenden
Vereinbarung solle die Schweiz sich zukunftig vollstandig daran beteiligen und sich mit
begrenztem Stimmrecht gleichberechtigt mit den EU-Mitgliedsstaaten engagieren
kénnen. Die Beteiligungskosten wirden fir die Schweiz wie bis anhin CHF 7-8 Mio.
betragen, so Portmann weiter. Eine Kommissionsminderheit Estermann (svp, LU) hatte
einen Nichteintretensantrag gestellt, obwohl man sich, so Estermann, der Vorteile des
Abkommens bewusst sei. Jedoch sei die SVP-Delegation der Meinung, dass man keine
weiteren Zahlungen an die EU leisten solle, solange man von dieser in verschiedener
Hinsicht diskriminiert werde. Dieses Verhalten wurde von den anderen Ratsmitgliedern
nicht goutiert. Walter Muller (fdp, SG) etwa befand das Ablehnen eines nach langer
Verhandlung erarbeiteten Resultats fir nicht konstruktiv. Der Rat beschloss mit 132 zu
51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf das Geschéft einzutreten, wobei nur Mitglieder der
SVP-Fraktion dagegen stimmten, und nahm es kurz darauf mit 133 zu 49 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Auch in der Schlussabstimmung drei Tage spéater fiel das Ergebnis im
Nationalrat mit 138 zu 52 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) eindeutig und im Stédnderat gar
einstimmig aus. %'

Zwischenstaatliche Beziehungen

Apres le Conseil des Etats en 1990, la chambre basse a approuvé sans opposition le
traité d'extradition avec la République des Philippines. Les Chambres fédérales ont fait
de méme pour le traité d'extradition avec les Etats-Unis (90.076). %

L'ambassadeur américain a été convoqué par les autorités suisses. La position
helvétique, similaire & celle de I'UE, concernant les prisonniers talibans et ceux du
réseau terroriste international Al-Qaida détenus sur la base américaine de
Guantanamo, lui a été exposée. L'importance accordée a l'application du droit
humanitaire a ces détenus a été soulignée. »°

La Suisse n'a pas cédé aux exigences des Etats-Unis et n'a pas accordé la garantie de
non-extradition de leurs ressortissants devant la CPI. Elle a réaffirmé sa volonté de
s’engager pour l'universalité de ce tribunal. Une telle demande, acceptée entre autres
par la Roumanie et Israél, a également été refusée par la Norvége.
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En octobre, les relations helvético-italiennes se sont tendues suite a la mise en place
d’actions fiscales, douaniéres et policieres par les autorités italiennes pour
accompagner la mise en place d'une nouvelle amnistie fiscale. La surveillance des
frontiéres helvétiques a I'aide de systemes infrarouges, I'envoi anonyme d’agents du
fisc italien au Tessin, les perquisitions menées dans des succursales de banques suisses
en ltalie, les descentes du fisc italien dans des sociétés italiennes soupconnées
d’évasion de fonds en Suisse et les lettres d'avertissements a des ressortissants italiens
vivant en Suisse ont entrainé les protestations du gouvernement helvétique qui a
estimé ces mesures discriminantes. De la sorte, Micheline Calmy-Rey a convoqué
|"'ambassadeur italien au DFAE pour lui faire part de ses préoccupations et Hans-Rudolf
Merz a annoncé qu’il suspendait les négociations sur la CDI avec I'ltalie. Suite a cela, un
groupe de travail interdépartemental a été constitué afin d"éviter toute escalade et, lors
de sa visite @ Rome, Doris Leuthard a affirmé que la Suisse souhaitait poursuivre le
dialogue a condition que I'ltalie la retirat de sa liste noire des paradis fiscaux. A la fin du
mois de novembre, deux motions ont été déposées au parlement italien demandant
d’améliorer les relations avec la Suisse et la Confédération a retiré sa candidature a la
présidence de I'OCDE au profit de I'ltalie. °

La Suisse a signé un accord réglant I'échange de données ADN et dactyloscopiques,
ainsi que le mémorandum d'entente HSPD-6 concernant I'échange de données de
terroristes connus ou présumés. Ces accords permettent ainsi a la Suisse de rester
dans le programme d’exemption de visa (Visa Waiver Program, VWP). %

Le 19 juin 2015, le Parlement a accepté le projet d'arrété fédéral traitant de la
coopération policiére et douaniére avec I’ltalie. La Suisse et I'ltalie sont en effet toutes
deux membres de I'espace Schengen, dont découlent la libre circulation des personnes
et la suppression des contréles systématiques aux frontiéres étatiques. Face a cet état
de fait, le nouvel accord bilatéral permet aux pays signataires de se doter d'un outil
supplémentaire pour lutter de maniere efficace contre la criminalité, notamment par le
biais d'une intensification de la coopération entre les corps de police suisses et
italiens.
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